
von der Möglichkeit des §47 Abs. 1 StGB Gebrauch , 
gemacht und festgelegt werden, daß das Gericht vor 
der Entlassung die Notwendigkeit besonderer Maßnah­
men zur gesellschaftlichen Wiedereingliederung des 
Verurteilten prüft. Eine geeignete Maßnahme ist ins­
besondere die Verpflichtung, einen ihm zuzuweisenden 
Arbeitsplatz nicht zu wechseln und besonders in der Ar­
beit zu zeigen, daß er die richtigen Lehren aus sei­
ner Bestrafung gezogen hat (§ 47 Abs. 2 Ziff. 2 StGB). 
Dadurch sind auch notwendige Pfändungsmaßnahmen 
möglich, und der Unterhalt des Berechtigten ist gesi­
chert.
Die Verhütung von Straftaten nach § 141 StGB ist eng 
verbunden mit der Verhinderung sozialer und krimi­
neller Gefährdung von Bürgern. Deshalb besteht eine 
wichtige Aufgabe darin, labile unterhaltspflichtige 
Bürger fest in Arbeitskollektive zu verwurzeln, sie zur 
Arbeitsdisziplin anzuhalten und sie zu sozialistischen 
Denk- und Verhaltensweisen zu erziehen. Es gilt, in 
den Arbeitskollektiven und Gewerkschaftsgruppen das 
Verantwortungsbewußtsein jedes einzelnen für die Kin­
der der anderen Kollektivmitglieder stärker zu ent­
wickeln und schon auf erste Anzeichen von Verletzun­

gen der Unterhaltspflicht zu reagieren. Die Rechts­
pflegeorgane sollten derartige kollektive Auseinander­
setzungen anregen, wenn sich z. B. alleinstehende Müt­
ter hilfesuchend an sie wenden. Jeder böswillige Un­
terhaltsschuldner muß spüren, daß pflichtwidriges Ver­
halten vom Kollektiv entschieden verurteilt wird. 
Vielfach ergeben sich bereits bei Ehescheidungen Hin­
weise darauf, daß zum Unterhalt verpflichtete Bürger 
nicht oder unregelmäßig arbeiten, so daß der Unterhalt 
des Kindes gefährdet ist. Die Gerichte sollten in die­
sen Fällen die Abteilung Innere Angelegenheiten und 
die Referate Jugendhilfe informieren, damit alsbald 
Maßnahmen zur Sicherung des Unterhalts festgelegt 
werden können. Das gleiche trifft für die Staatsanwalt­
schaft hinsichtlich der im Ermittlungsverfahren wegen 
Verletzung der Unterhaltspflicht festgestellten Ursa­
chen und Bedingungen der Straftat zu. Die dabei ge­
wonnenen Informationen sind regelmäßig aufzuberei­
ten und den jeweils verantwortlichen Organen zu über­
mitteln.

Dr. LOTHAR REUTER, Staatsanwalt
beim Generalstaatsanwalt der DDR

Zur Diskussion
Df. WERNER NEUHOF, Oberrichter am Bezirksgericht Magdeburg

Zu den sogenannten Rechtfertigungsgründen im Strafrecht

Zur Verwendung des Begriffs „Rechtfertlgungsgrttnde“
In der Strafrechtslehre und in der Rechtsprechung wird 
auch noch nach dem Inkrafttreten des StGB vom 
12, Januar 1ѲѲ8 der Begriff „Rechtfertigungsgründe“ 
für die gesetzlichen Regelungen der Notwehr (§ 17 
StGB)rdes Notstands (§ 18 StGB), des Nötigungsstands 
(§ 19 StGB), des Widerstreits der Pflichten (§ 20 StGB), 
des Wirtschafts- und Entwicklungsrisikos (§ 109 StGB), 
der Notwehr nach §227 BGB und des Notstands nach 
§§ 228, 904 BGB verwendet, obwohl er m. E. nicht mehr 
dem Wesen und Inhalt dieser Bestimmungen ent- 
spricht./l/
O r s c h e k o w s k i / B e i n  charakterisieren das We­
sen dieser Bestimmungen als „gesetzlich geregelte be­
sondere Umstände, die die Gesellschaftsgefährlichkeit 
oder Gesellschaftswidrigkeit einer im allgemeinen 
strafbaren Handlung und die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit des Handelnden ausschließen und sein 
Handeln rechtmäßig und in der Regel gesellschafts­
nützlich machen“.^/ Sie gehen dabei davon aus, daß 
die in Rede stehende Handlung eines Bürgers formell 
den Tatbestand einer gesetzlichen Bestimmung des Be­
sonderen Teils des StGB erfüllt, daß sie aber nach­
träglich gerechtfertigt werden muß, Weil sie weder ge­
sellschaftswidrig noch gesellschaftsgefährlich ist. Nach 
§ 1 StGB liegt aber nur dann eine Straftat vor, wenn 
schuldhaft eine gesellschaftswidrige oder gesellschafts­
gefährliche Handlung begangen wird, die nach dem 
Gesetz als Vergehen oder Verbrechen strafrechtliche 
Verantwortlichkeit begründet.
Die Tatbeetandsmäßigkeit einer Handlung ist nach dem 
neuen StGB nicht schon dann gegeben, wenn die Merk­
male einer gesetzlichen Bestimmung des Besonderen

III Vgl. z. B. StGB-Lehrkommentar, Berlin 1969, Vorbemer­
kung 1 zum s. Abschn. (Bd, i, s. к»),
/21 Orschekowski/Beln, Strafrecht der DDR — AUgemeiner 
TeU Fernstudienmaterial der Humboldt-Universität, Berlin 
196», Heft 6, S. S,

Teils des StGB erfüllt sind, sondern erst dann, wenn 
auch die im Allgemeinen Teil des StGB geregelten 
aüssetzungen des -Eintems^der-atTäfrechtlichen Ver- 

—afttWöitSSfikeit vorliegen. Die Bestimmungen des All­
gemeinen Teils des StGB statuieren nicht nur allge­
meine, für alle Tatbestände des Besonderen Teils des 
StGB und andere Bestimmungen des Strafrechts ver­
bindliche Merkmale, Sie treffen mit der inhaltlichen 
Ausgestaltung dieser Merkmale verbindliche Regelun­
gen, insbesondere für den Eintritt und die Differenzie­
rung der individuellen strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit und für die Anwendung und Differenzierung 
der Maßnahmen zur Verwirklichung der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit, Die individuelle strafrecht­
liche Verantwortlichkeit ergibt sich mithin nicht nur 
aus dem verletzten Tatbestand des Besonderen Teils, 
sondern gleichermaßen aus den Bestimmungen des 
Allgemeinen Teils des StGB. Ein Tatbestand kann also 
niemals erfüllt sein, wenn die nach § 1 StGB erforder­
liche Gesellschaftswidrigkeit oder Gesellschaftsgefähr­
lichkeit der Handlung oder die in § 5 StGB geforderte 
verantwortungslose Entscheidung zum Handeln nicht ge­
geben ist. Die bisherige Begründung des Wesens der 
sog. Rechtfertigungsgründe widerspricht aber diesem 
Grundsatz; denn eine Handlung ist dann nicht tatbe­
standsmäßig, auch nicht scheinbar, wenn ihr der ma­
terielle Inhalt der Straftat - die Gesellschaftswidrig­
keit oder Gesellschaftsgefährlichkeit — fehlt. '
Auch die Auffassung, daß der in Notwehr oder im Not­
stand handelnde Bürger nicht die Möglichkeit habe, 
sich gesellschaftsgemäß zu verhalten, ist m, E. fehler­
haft. Nach § 5 StGB handelt derjenige schuldhaft, der 
— obwohl ihm die Möglichkeit gegeben ist, sich gesell­
schaftsgemäß zu verhalten - dennoch durch verant­
wortungsloses Handeln den gesetzlichen Tatbestand 
eines Vergehens oder Verbrechens erfüllt. Der Bürger, 
der z. B. einen unmittelbaren Angriff eines Agenten 
gegen die sozialistische Staatsordnung mit den Mitteln
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